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3. Abschnitt 

Rechtsbehelfe, Haftung und Sanktionen 

Beschwerde an die Datenschutzbehörde 

§ 24. (1) Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Datenschutzbehörde, wenn sie 
der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen die DSGVO 
oder gegen § 1 oder Artikel 2 1. Hauptstück verstößt. Dies gilt nicht, soweit ein Recht auf Beschwerde 
beim Parlamentarischen Datenschutzkomitee gemäß § 35f Abs. 1 besteht. 

(2) Die Beschwerde hat zu enthalten: 

 1. die Bezeichnung des als verletzt erachteten Rechts, 

 2. soweit dies zumutbar ist, die Bezeichnung des Rechtsträgers oder Organs, dem die behauptete 
Rechtsverletzung zugerechnet wird (Beschwerdegegner), 

 3. den Sachverhalt, aus dem die Rechtsverletzung abgeleitet wird, 

 4. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 

 5. das Begehren, die behauptete Rechtsverletzung festzustellen und 

 6. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht 
ist. 

(3) Einer Beschwerde sind gegebenenfalls der zu Grunde liegende Antrag und eine allfällige 
Antwort des Beschwerdegegners anzuschließen. Die Datenschutzbehörde hat im Falle einer Beschwerde 
auf Ersuchen der betroffenen Person weitere Unterstützung zu leisten. 
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(4) Der Anspruch auf Behandlung einer Beschwerde erlischt, wenn der Einschreiter sie nicht binnen 
eines Jahres, nachdem er Kenntnis von dem beschwerenden Ereignis erlangt hat, längstens aber binnen 
drei Jahren, nachdem das Ereignis behaupteter Maßen stattgefunden hat, einbringt. Verspätete 
Beschwerden sind zurückzuweisen. 

(5) Soweit sich eine Beschwerde als berechtigt erweist, ist ihr Folge zu geben. Ist eine Verletzung 
einem Verantwortlichen des privaten Bereichs zuzurechnen, so ist diesem aufzutragen, den Anträgen des 
Beschwerdeführers auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung oder Datenübertragung in 
jenem Umfang zu entsprechen, der erforderlich ist, um die festgestellte Rechtsverletzung zu beseitigen. 
Soweit sich die Beschwerde als nicht berechtigt erweist, ist sie abzuweisen. 

(6) Ein Beschwerdegegner kann bis zum Abschluss des Verfahrens vor der Datenschutzbehörde die 
behauptete Rechtsverletzung nachträglich beseitigen, indem er den Anträgen des Beschwerdeführers 
entspricht. Erscheint der Datenschutzbehörde die Beschwerde insofern als gegenstandslos, so hat sie den 
Beschwerdeführer dazu zu hören. Gleichzeitig ist er darauf aufmerksam zu machen, dass die 
Datenschutzbehörde das Verfahren formlos einstellen wird, wenn er nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist begründet, warum er die ursprünglich behauptete Rechtsverletzung zumindest teilweise nach wie vor 
als nicht beseitigt erachtet. Wird durch eine derartige Äußerung des Beschwerdeführers die Sache ihrem 
Wesen nach geändert (§ 13 Abs. 8 AVG), so ist von der Zurückziehung der ursprünglichen Beschwerde 
und der gleichzeitigen Einbringung einer neuen Beschwerde auszugehen. Auch diesfalls ist das 
ursprüngliche Beschwerdeverfahren formlos einzustellen und der Beschwerdeführer davon zu 
verständigen. Verspätete Äußerungen sind nicht zu berücksichtigen. 

(7) Der Beschwerdeführer wird von der Datenschutzbehörde innerhalb von drei Monaten ab 
Einbringung der Beschwerde über den Stand und das Ergebnis der Ermittlung unterrichtet. 

(8) Jede betroffene Person kann das Bundesverwaltungsgericht befassen, wenn die 
Datenschutzbehörde sich nicht mit der Beschwerde befasst oder die betroffene Person nicht innerhalb von 
drei Monaten über den Stand oder das Ergebnis der erhobenen Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat. 

(9) Die Datenschutzbehörde kann – soweit erforderlich – Amtssachverständige im Verfahren 
beiziehen. 

(10) In die Entscheidungsfrist gemäß § 73 AVG werden nicht eingerechnet: 

 1. die Zeit, während deren das Verfahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung einer Vorfrage 
ausgesetzt ist; 

 2. die Zeit während eines Verfahrens nach Art. 56, 60 und 63 DSGVO. 
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